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D
er Europäische Sta-

bilitätsmechanismus

(ESM), der am 24. März

von den europäischen

Staats- und Regierungschefs

beschlossen wurde und der in

den Medien oft Euro-Rettungs-

schirm heißt, sollte die Antwort

auf die Schuldenkrise Griechen-

lands, Portugals und anderer

Staaten sein. Doch heute schon

ist absehbar, dass der ESM nicht

nur kein Problem lösen wird,

sondern, schlimmer noch, dazu

geeignet ist, die Finanzstabilität

Deutschlands akut zu gefähr-

den, da er die Kreditwürdigkeit

auch unseres Landes zu unter-

graben droht.

Der ESM soll jene Euro-Staa-

ten mit Finanzhilfen versorgen,

die sich wegen Überschuldung

nicht mehr zu tragbaren Kon-

ditionen am Kapitalmarkt refi -

nanzieren können. Doch die

Ausrichtung auf die Staats-

haushalte greift zu kurz; denn

die Schuldenkrise der notlei-

denden Staaten ist die Folge

eines viel umfassenderen Pro-

blems: der Verschuldung der

Volkswirtschaften insgesamt.

Die Importe beispielsweise

Griechenlands und Portugals

übersteigen seit Jahren deren

Exporte. Die Differenz – sie

drückt sich im Defi zit der Leis-

tungsbilanz aus – haben sie

bisher mit Krediten aus den

Ländern mit Exportüberschüs-

sen, vor allem aus Deutschland,

fi nanziert. Um diese Kredite nun

zurückzahlen zu können, müss-

ten diese Länder nun selbst

zu ausgeprägten Exportlän-

dern werden und Überschüsse

erwirtschaften. Dazu aber sind

sie nicht in der Lage, weil ihre

Unternehmen aufgrund massi-

ver realwirtschaftlicher Verwer-

fungen gegenüber den nordeu-

ropäischen Unternehmen in der

Summe nicht wettbewerbsfä-

hig sind.

Tatsächlich aber ist die Lage

noch schlimmer: Nicht nur löst

der ESM keines der Probleme, er

vergrößert sie noch. Denn jede

Regierung wird es sich künftig

sehr genau überlegen, ob sie

schmerzhafte und damit auch

politisch riskante Reformen

in Angriff nimmt, wenn sie die

begründete Aussicht hat, ESM-

Finanzhilfe zu bekommen. Da

aber oberstes Ziel des ESM der

Schutz der Eurozone vor der

Insolvenz eines Mitgliedstaates

ist, haben die Geberländer, also

die Exportüberschussländer,

von vornherein ihren wichtigsten

Trumpf aus der Hand gegeben.

Sie können ihre Finanzhilfen

nicht mehr glaubwürdig von der

Durchführung grundlegender

Reformen abhängig machen.

Hinzu kommt noch ein weiterer

Umstand: Je mehr Staaten erwä-

gen, Hilfen des ESM in Anspruch

zu nehmen, umso stärker wird

ihre Verhandlungsposition –

und umso schwächer folglich

auch die durchsetzbaren „stren-

gen Aufl agen“. Auch das stärkt

den Anreiz, sich in die retten-

den Arme des ESM zu fl üch-

ten. Somit ist absehbar, dass

in den Gremien, die über die

Gewährung von Hilfen und über

die Strenge der „strengen Auf-

lagen“ entscheiden, am Ende

nicht zuletzt potentielle Sünder

über tatsächliche Sünder rich-

ten – mit absehbarem Ergebnis.

Kurz gesagt: Der ESM ist nicht

dazu geeignet, die Probleme

zu lösen, die für die Krise unse-

rer Währung ursächlich sind.

Doch leider hat der ESM auch

alle Zutaten, für Deutschland

zu einem finanzpolitischen

Desaster zu werden. Denn:

Deutschland zahlt 22 Milliar-

den Euro in den ESM ein und

haftet darüber hinaus für wei-

tere 168 Milliarden. Diese 190

Milliarden, die im schlimmsten

Fall fällig wären, entsprechen in

etwa 60 Prozent des jährlichen

Bundeshaushaltes.

Zwar ist es recht unwahrschein-

lich, dass die Kreditausfälle auf

einen Schlag kommen würden.

In einem solchen Fall hätte auch

Deutschland praktisch über

Nacht seine Fähigkeit verloren,

sich auf dem Kapitalmarkt zu

den gewohnten Konditionen zu

refi nanzieren. Wahrscheinlicher

ist es, dass – wie es bereits

in der ESM-Vereinbarung ange-

deutet wird – das ESM-Volumen

weiter aufgestockt wird, womit

Deutschland zwangsläufig

weitere Zahlungen und Bürg-

schaften übernimmt. Es droht

ein schleichender Prozess, an

dessen Ende die Kreditfähig-

keit auch Deutschlands auf dem

Spiel steht.

Der Euro-Rettungsschirm
Was die Medien Euro-Rettungsschirm nennen, heißt offi ziell Euro-

päischer Stabilitäts mechanismus. Es gibt ihn in zwei Versionen:

Er wurde in der Nacht

zum 10. Mai 2010 beschlossen, gilt für drei Jahre bis Juni 2013 und

ist mit garantierten Krediten über insgesamt 440 Milliarden Euro

ausgestattet, die als verzinstes Darlehen – nicht als Geschenk! – an

Not leidende Länder ausgegeben werden.

Er wurde am 24. März

2011 von den europäischen Staats- und Regierungschefs beschlos-

sen und soll das Provisorium 2013 ablösen. Um den dauerhaften

ESM geht jetzt die Auseinander setzung. Mehrere EU-Länder sagten

„Nein“.

PROF. SINN: Mit dem Euro haben

sich die Länder der Peripherie

zu niedrigen Zinsen sehr stark

verschulden können und damit

künstlich ihren Lebensstandard in

die Richtung auf den Lebensstan-

dard in den Kernländern geho-

ben. Dann kam die amerikanische

Finanzkrise, und das Kapital ging

nicht mehr in diese Länder. Plötz-

lich stellte sich heraus, dass man

ein Finanzierungsproblem hatte.

Dann hat die Europäische Zent-

ralbank, die EZB, dieses Problem

für drei Jahre gelöst, indem sie den

ersten Rettungsschirm aufmachte.

Ihre Kapazitäten gehen nun zur

Neige. Jetzt hat man einen zwei-

ten Rettungsschirm in Luxemburg

konstruiert, der reicht auch nicht.

Dann kommt demnächst der dritte

Rettungsschirm, der Europäische

Stabilitätsmechanismus, kurz

ESM, auch in Luxemburg, mit 700

Milliarden Euro hinterher. Immer

wollte man zunächst eine Lösung

fi nden, indem man neues Geld zur

Verfügung gestellt hat, und jedes

Mal wurde das Problem größer

statt kleiner. Eine Teufelsspirale,

in der sich Europa befi ndet.

Athen kann das gar nicht. Das

Land hat ein Konsumniveau von

14 Prozent über dem Volkseinkom-

men, es hat ein Leistungsbilanz-

defi zit von 11 Prozent des Brutto-

inlandsprodukts, es hat ein Bud-

getdefi zit in ähnlicher Größenord-

nung. Es gibt nur eine Lösung:

Man muss dem Land einen Teil

seiner Schulden erlassen und

dann Maßnahmen einfordern,

die die Wettbewerbsfähigkeit

wiederherstellen.

Das ist völlig ausgeschlossen.

Das Land muss um 20 bis 30 Pro-

zent abwerten, indem es entweder

im Euroraum bleibt und die Preise

und Löhne entsprechend senkt,

oder austritt und dann formell die

Währung abwertet. Beides würde

die Wettbewerbsfähigkeit wieder

herstellen. Diese Abwertung unter

Beibehalt des Euros durchzufüh-

ren hieße, Tausende von Löhnen

und Millionen von Güterpreisen zu

senken. Das wird kaum machbar

sein.

Es ist genau umgekehrt: Wenn

Griechenland mit immer mehr Geld

unterstützt wird, kommen Spanien

und die anderen hinterher. Die

machen dann auch

keine Reformen und

müssen ebenfalls fi nanziert

werden.

Den Konkurs Griechenlands

festzustellen und zu verlangen,

einen Haircut, also einen Schul-

denschnitt, auf die ausstehende

Staatsschuld im Umfang des

Marktabschlages der letzten

Monate, das sind etwa 42 Pro-

zent, auf die griechischen Papiere

zu realisieren. Ferner würde ich

dann die Zurverfügungstellung

neuen Geldes praktisch auslau-

fen lassen.

Die Gefährdung ist meines Erach-

tens größer, wenn die Griechen

drin bleiben. Wenn sie austreten,

haben sie die Möglichkeit, wie-

der wettbewerbsfähig zu werden.

Wenn sie drin bleiben, gibt es ein

Hauen und Stechen und eine lange

Phase der Stagnation mit wach-

senden Unterstützungszahlungen

der anderen europäischen Länder,

die den Widerstand der Bevölke-

rung in den zahlenden Ländern

vergrößern würden, ohne dass es

in den

empfangen-

den Ländern als genug

angesehen wird. Das ist ein hoff-

nungsloser Fall.

Aus eigener Kraft wird das nicht

gelingen, wenn man nicht ganz

radikale Sparmaßnahmen unter-

nimmt und billiger wird. Das sehe

ich in Griechenland nicht. Grie-

chenland hat im Gegensatz zu

Irland immer auch seine Preise

erhöht, auch in der Krise, obwohl

eigentlich alle Zeichen darauf

hindeuteten, dass dieses Land

zu teuer war und hätte billiger

werden müssen. Aus eigener

Anstrengung wird Griechenland

das nicht schaffen, wenn es im

Euroraum verbleibt. Nach einem

Austritt aus der Eurozone könn-

ten die Griechen ihre Währung

abwerten. Das würde sehr schnell

die Wettbewerbsfähigkeit des

Landes wiederherstellen.

W
ir Deutschen haben

bittere Erfahrungen

mit Geldentwertun-

gen und Währungs-

reformen gemacht. Die relativ

stabile D-Mark wurde deshalb

zum Markenzeichen des Wirt-

schaftswunders und zum Symbol

bundesdeutscher ökonomischer

Identität. Als die D-Mark durch

den Euro ersetzt werden sollte,

wurde von allen beteiligten Politi-

kern hoch und heilig versprochen,

dass der Euro genauso stabil wer-

den solle wie die D-Mark. Die

Europäische Währungsunion, so

versprachen die Politiker, sollte

eine „Stabilitätsunion“ werden.

Die zweite Säule der Stabilitäts-

konstruktion ist die Europäische

Zentralbank (EZB), die nach dem

Vertrag von der Politik unabhän-

gig und vorrangig der Wahrung

der Preisstabilität verpfl ichtet

sein muss. Ausdrücklich verbo-

ten ist es deshalb, dass die EU

oder Mitgliedstaaten von der

EZB oder von den Zentralban-

ken der Mitgliedstaaten Kredite

erhalten. Auch dürfen die EU

und die nationalen Regierun-

gen und Körperschaften keinen

bevorzugten Zugang zu Finanz-

instituten erhalten. Der Ver-

trag verlangt also, dass sie

sich Kredite nur zu normalen

Marktkonditionen verschaffen

dürfen; so will der Vertrag der

Versuchung einer übermäßigen

Verschuldung entgegenwirken.

Der dritte Stützpfeiler der Sta-

bilitätsunion ist das Bail-out-

Verbot: Der Vertrag verbietet

nicht nur der EU, sondern auch

den Mitgliedstaaten, für die

Schulden anderer Mitglied-

staaten einzustehen. Das ist für

die Stabilitätskonstruktion der

Währungsunion von zentraler

Bedeutung. Die Währungsunion

ist nicht als Transferunion kon-

zipiert worden. Einen „Länder-

fi nanzausgleich“ wie zwischen

Bund und Ländern in Deutsch-

land gibt es in der EU nicht.

Durch das „Griechenland-Ret-

tungspaket“ und den „Euro-

Rettungsschirm“ werden diese

tragenden Säulen der Stabili-

tätsunion unterminiert. Die EZB

kauft marode Staatsanleihen

auf, und die Steuerzahler der

solide wirtschaftenden Staa-

ten haften dafür in Form von

Kapitalerhöhungen für die

EZB. Im Namen europäi-

scher „Solidarität“ wird

das geltende Europarecht

missachtet und das ver-

tragliche Regelwerk zer-

stört, das die Stabilität

des Euro sichern soll. Als

„guter Europäer“ gilt nur

derjenige, der das Recht

verletzt. Mit Marktwirt-

schaft hat das nichts

mehr zu tun. Diese Politik

ist Gift für eine gesunde

wirtschaftliche Entwick-

lung.

ist Geschäfts-

führender Direktor des Instituts für Öffentliches

Recht der Universität Freiburg. Er vertritt

Peter Gauweiler im Verfassungsbeschwerde-

verfahren gegen den „Euro-Rettungsschirm“.
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 ist Direktor

des Centrums für Europäische Politik und

Vorsitzender des Vorstands der Stiftung

Ordnungspolitik, Freiburg, und Vorstand

der Friedrich-August-von-Hayek-Stiftung.
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W
eltweit sind Wäh-

rungsräume und

S t a a t s g e b i e t e

durchweg iden-

tisch. Auch die 1990 ins Werk

gesetzte deutsch-deutsche

Währungsunion funktionierte

nur, weil die staatliche Einheit

unmittelbar folgte und weil

jährliche Transfers von West

nach Ost fl ossen und fl ießen.

In den Maastricht-Vertrag wur-

den deshalb Bestimmungen

eingebaut, welche die Stabi-

lität der gemeinsamen Wäh-

rung auch ohne gemeinsames

staatliches Dach sichern soll-

ten:

 Die Pfl icht zur Vermeidung

übermäßiger Haushaltsde-

fi zite, ergänzt durch den

Europäischen Stabilitäts-

und Wachstumspakt, der die

sogenannten Maastricht-

Kriterien einschloss.

 Zum Ausschluss gegensei-

tiger Haftung für staatliche

Verbindlichkeiten die soge-

nannte No-Bail-out-Klausel.

 Das Verbot der Staatsfi nan-

zierung durch das Europä-

ische System der Zentral-

banken (ESZB) analog zum

Verbot der Staatsfi nanzie-

rung durch die vorrangige

Verpfl ichtung des ESZB auf

das Ziel der Infl ationsbe-

kämpfung analog zum Bun-

desbankgesetz.

 Die Sicherung der Unabhän-

gigkeit der Mitglieder des

ESZB-Direktoriums.

Die gesamte Propaganda der

Bundesregierung zur gemein-

samen Währung von 1991 bis

1998 zielte darauf ab, eine skep-

tische Öffentlichkeit und ein

noch skeptischeres Fachpubli-

kum davon zu überzeugen, dass

diese Bestimmungen angemes-

sen und ausreichend seien, um

die Stabilität der gemeinsamen

Währung dauerhaft zu sichern.

Mit dem De-facto-Bankrott von

Griechenland ist jedoch der

grundlegende Widerspruch des

Euro endgültig aufgebrochen,

der eine Einheit der Währung

erzwingen sollte, wo es keine

Einheit der Wirtschaft und der

Politik gab.

Mit der Hilfe für Griechenland

und dann mit dem großen

Risikoschirm wurde ein Weg

beschritten, der am Ende in

die gesamtschuldnerische Haf-

tung der Mitglieder der Wäh-

rungsunion für alle staatlichen

Verbindlichkeiten führt. Hilfe

durch Vertragsbruch: Nichts

kann deutlicher das Scheitern

von Maastricht dokumentieren.

Was im deutschen Länderfi -

nanzausgleich kaum, im Aus-

gleich zwischen Norditalien und

Süditalien seit nun 150 Jahren

nicht gelingt, ist auf der Ebene

eines ganzen Erdteils erst recht

unmöglich. Scheitern durch

Übergewicht!

Der „Rettungsschirm“

Der Euro
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, Staatsminister a.D.,

ist seit 2002 Mitglied des Deutschen

Bundestags. Im Mai 2010 stimmte er dort

gegen den EU-Rettungsschirm.

Der CSU-Politiker ist Rechtsanwalt

und Publizist und lebt in München.
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Der Gesetzgeber beschließt immer neue Ret-

tungsschirme, die das europäische Vertrag-

werk nicht vorgesehen hatte – im Namen

des Volkes. Nun erheben sich Stimmen aus

dem Volk, die sagen: Das muss aufhören!

Die deutschen Familienunternehmen und

die WELT-Gruppe veranstalteten gemeinsam

die WELT-Währungskonferenz, um diesen

Stimmen Gehör zu verschaffen – die vor-

liegende Sonderausgabe dokumentiert die

wichtigsten.

Die Konferenz gipfelte in der „Berliner Erklä-

rung“ der Familienunternehmen, die ein brei-

tes, zustimmendes Medienecho fand:
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DIE WELT
27. Juni 2011

Süddeutsche
Zeitung

28. Juni 2011

Frankfurter
Allgemeine
Zeitung
28. Juni 2011

Handelsblatt
28. Juni 2011

 lehrt als Professor für

Nationalökonomie und Finanzwissenschaft an

der Ludwig-Maximilians-Universität in München.

Seit Februar 1999 ist er Präsident des

ifo Instituts für Wirtschaftsforschung.

IF
O

 I
N

S
T

IT
U

T/
K

IN
G

A
 B

IE
N



Fortsetzung von Seite I

Impressum

Sonderausgabe von

DER HAUPTSTADTBRIEF

zum Thema Euro-Krise

in Zusammenarbeit mit der

Stiftung Familienunternehmen

Herausgeber und Chefredakteur:

Bruno Waltert (ViSdP)

Gestaltung und Satz: Mike Zastrow

Bildbearbeitung: Manuel Schwartz

Verlag:

HAUPTSTADTBRIEF Berlin

Verlagsgesellschaft mbH

Tempelhofer Ufer 23-24

10963 Berlin

Telefon 030 / 21 50 54 00

Telefax 030 / 21 50 54 47

info@derhauptstadtbrief.de

Druck:

Dogan Media International GmbH

64546 Mörfelden-Walldorf

info@dogan-media.com

Die Sonderausgabe

fi nden Sie auch online unter

www.derhauptstadtbrief.de

© DER HAUPTSTADTBRIEF 2011

PROF. HENNERKES: Vor allem erschreckt

den aufs solide Wirtschaften bedach-

ten Familienunternehmer die Leicht-

fertigkeit, mit der unsere Steuergelder

sowohl im Inland als auch im internati-

onalen Schulden-Geschacher ausgege-

ben werden, ebenso wie die Tatsache,

mit der unser Staat die daraus entste-

henden Finanzlücken durch immer neue

Griffe in die Taschen der Steuerzahler

auffüllt, statt Ausgaben zu kürzen.

Mit Sorge betrachten viele Familienun-

ternehmen die Zwangsmechanismen

der EU. Innerhalb der Europäischen

Union ist es kaum mehr möglich, die

von einem riesigen Beamtenapparat

einmal in Gang gesetzten Entscheidun-

gen zu stoppen, selbst wenn diese völ-

lig unsinnig sind. Das gilt nicht zuletzt

im Bereich der Finanzpolitik. Und damit

sind wir beim Thema der leichtfertigen

Spendierfreude. Deutschland hat sich

nicht einmal andeutungsweise dage-

gen gewehrt, dass uns der größte Teil

der Rettungsaktionen und -versprechen

für die – wohlgemerkt durch eigenes

Verschulden – in Geldnot geratenen

EU-Nachbarn aufgebürdet worden ist.

Die Bundesregierung hat die zentralen

Versprechen gebrochen, die sie ihren

Wählern bei der Einführung des Euro

gegeben hat: die eisern einzuhaltenden

Obergrenzen für Staatsdefi zite und Ver-

schuldung, die politische Unabhängig-

keit einer Europäischen Zentralbank,

das Verbot, fremde Staatsdefi zite zu

fi nanzieren, und vor allem den Haf-

tungsausschluss jedes Mitgliedslandes

für die Schulden eines anderen.

Stattdessen haben die Politiker uns

Steuerzahlern schwere Hypotheken

aufgeladen. Allein am „Rettungs-

schirm“ mit seinen Zusagen für die

schwachen Euroländer ist Deutschland

mit 391 Milliarden Euro beteiligt. Und

wenn Griechenland, das schon als

Hochstapler in die EU eingezogen ist,

die Hälfte seiner Schulden erlassen

würde, wäre der deutsche Steuerzah-

ler mit gut 40 Milliarden dabei, so die

Berechnung des Düsseldorfer Instituts

für Makroökonomie und Konjunktur-

forschung. Und all’ das, ohne dass ein

schlüssiges Konzept zur Euro-Rettung

vorgelegt wird.

Ein solches Finanzgebaren ist für

den Familienunternehmer mehr als

unverständlich. So blickt er jetzt auch

gespannt nach Baden-Württemberg,

wo Grüne und SPD den „ökologischen

Umbau“ angekündigt haben, zwei Par-

teien, die nicht gerade für den zurück-

haltenden Umgang mit dem Geld ihrer

Bürger bekannt sind. Denn was dort

geschieht, könnte künftig auch im Rest

der Bundesrepublik um sich greifen

– wenn die Erfolgswelle der Grünen

weiterrollt.

Für den Unternehmer ist schon das

Motto „Weniger Autos sind natürlich

besser als mehr“ (so der neue Landes-

vater Winfried Kretschmann) schmerz-

haft. Denn damit geht es nicht nur den

großen Autoherstellern an den Kragen,

sondern gerade auch den in Baden-

Württemberg ansässigen unzähligen

Zulieferbetrieben – überwiegend in

Familienhand. Es wäre um die Poli-

tik besser bestellt, wenn sie sich die

Tugenden und Werte des ehrbaren

Kaufmanns, der das Bild unserer Fami-

lienunternehmer nach wie vor prägt,

stärker zueigen machte. Wenn sie einen

für den Familienunternehmer nachvoll-

ziehbaren Wertekodex für ihr Handeln

hätte, und wenn wir als Bürger mehr

Verlässlichkeit, mehr Berechenbarkeit

im politischen Alltag hätten.

ist führender

Experte in Sachen Familienunternehmen,

Autor zahlreicher wissenschaftlicher Veröffentlichungen

und Vorstand der Stiftung Familienunternehmen,

die von ihm im Jahr 2002 gegründet wurde.
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Die Bundesregierung hat mit

ihrer Euro-Rettungsschirm-Politik

einen verhängnisvollen Weg ein-

geschlagen. Die Politik trägt die

Verantwortung, dass die mit Ein-

führung des Euros beschlossene

Obergrenze für die Staatsschul-

den nicht eingehalten wurde. Sie

hat im vergangenen Jahr mit dem

Grundsatz gebrochen, dass kein

Land für die Schulden eines ande-

ren Eurolandes einzustehen hat.

Und sie hat schließlich mit ihrer

Politik entscheidend dazu bei-

getragen, dass die Europäische

Zentralbank ihre Unabhängigkeit

verloren hat.

Die Risiken, die auf den Haushalt

Deutschlands zukommen, sind

damit unabsehbar geworden. Der

Bundestag muss daher handeln.

Dazu fordern die Familienunter-

nehmen ihn jetzt eindringlich auf.

Die Währungsunion muss auf eine

neue Grundlage gestellt werden.

Austritt und Ausschluss müssen

möglich werden. Die nationalen

Parlamente müssen in Fragen

der Euro-Politik ihre Befugnisse

in stärkerem Umfang als bisher

ausschöpfen.

Die Familienunternehmen, die

sich dieser Erklärung angeschlos-

sen haben, beobachten die Vor-

gänge im Euro-Raum mit größter

Sorge. Ihr Denken und Handeln

wird vom Leitmotiv der persönli-

chen Haftung bestimmt, Solidität,

Stabilität und Nachhaltigkeit sind

oberstes Gebot. Das hat sie zum

tragenden Fundament der deut-

schen Wirtschaft gemacht. Die

deutschen Familienunternehmen

wissen, welch überragende Rolle

dabei solide Staatsfi nanzen und

eine stabile Währung spielen.

Die auf Stabilität gerichteten

Regeln des Vertrages von Maas-

tricht und die darin vorgesehe-

nen disziplinierenden Maßnah-

men haben sich als unzurei-

chend erwiesen. Nur noch eine

„Rettungsschirm“

Der Europäische Stabilitäts-

mechanismus kann

für Deutschland zu einem

Desaster werden, befürchtet

Lüder Gerken. II

droht Euro-

Die Zerstörung der

Stabilitätsunion ist Gift

für eine gesunde wirtschaft-

liche Entwicklung, meint

Prof. Dietrich Murswiek. II/III

in einer

Der freiwillige Austritt

Griechenlands aus der Euro-

Zone wäre das kleinere Übel

für alle Beteiligten, denkt

Prof. Hans-Werner Sinn. II/III

Der Rettungsschirm für

Griechenland verletzt alle

Bestimmungen, die einst die

Stabilität der gemeinsamen

Währung sichern sollten, sagt

Peter Gauweiler. III

Die Absicherung der

Staatsschulden Griechenlands

ist eine Perversion der

Marktwirtschaft, erklärt

Frank Schäffl er.

Fortsetzung auf Seite IV
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Minderheit der Euro-Länder

hält die erlaubte Obergrenze

bei der Neuverschuldung ein.

Auch die im Vertrag von Lissa-

bon festgelegte „Bail-out-Klau-

sel“, die es verbietet zur Lösung

der Zahlungsprobleme eines

Landes das Geld der Steuer-

zahler eines anderen Landes

heranzuziehen, wurde mit der

Rettungsaktion für Griechen-

land im Ergebnis über Bord

geworfen.

Die Währungsunion ist seither

eine Transferunion. Mit weite-

ren, großzügig hochdotierten

Rettungsschirmen für Irland

und Portugal haben sich die

Risiken nochmals drastisch

erhöht und können weiter stei-

gen. Die Sorge, dass durch die

auferlegten Sparmaßnahmen

die Konjunktur eher behindert

als befördert wird, ist berech-

tigt. Weil Sparen vor allem die

schwächsten Bevölkerungs-

schichten trifft und Investi-

tions- sowie Konsumneigung,

Beschäftigung und damit auch

mögliches Wachstum eher

behindert, steigen die sozia-

len Spannungen in den betrof-

fenen Ländern. Die jüngsten

Unruhen zeugen davon.

Die Bundesrepublik trägt

schon derzeit die weitaus

größte Last der Euro-Krise. Aus

dem Griechenland-Kreditpaket

und der Garantie Deutschlands

für die EFSF ergibt sich eine

Gesamtsumme in Höhe von

141,4 Milliarden Euro. Wird

der dauerhafte Euro-Rettungs-

schirm (ESM) implementiert,

dann werden Deutschlands

Garantien für die Euro-Rettung

nach jetzigem Stand der Ver-

handlungen auf 190 Milliarden

Euro ansteigen. Damit nimmt

die Bundesrepublik Eventual-

verbindlichkeiten in Kauf, die

gut einem Drittel aller jährli-

chen Steuereinnahmen von

Bund, Ländern und Gemeinden

entsprechen. Hinzu kommt,

dass die Europäische Zent-

ralbank ihre Unabhängigkeit

aufgegeben hat. Auf Drängen

der Politik fi nanziert sie nun

in bisher nicht gekanntem Aus-

maß Staatsschulden. Sie muss

zudem für die Milliarden-Ver-

luste der von ihr abhängigen

einzelnen Notenbanken gera-

destehen.

Damit wurden alle Verspre-

chen, die uns die Politik vor

Eintritt in die Währungsunion

gemacht hatte, gebrochen:

 dass die Einführung des

EURO einen Stabilitäts- und

Wachstumspakt darstellt,

 dass kein Land für die Schul-

den eines anderen Landes ein-

zustehen hat, und schließlich

 dass die Europäische Zen-

tralbank allein der Stabilität

verpfl ichtet ist.

Daher ist jetzt die Stunde des

Parlaments gekommen. Die

Familienunternehmen, die

sich dieser Erklärung ange-

schlossen haben, fordern die

Abgeordneten des Deutschen

Bundestages auf, der verant-

wortungslosen Schulden-

Politik Deutschlands ein Ende

zu setzen. Selbst der Wissen-

schaftliche Beirat beim Bun-

desministerium für Wirtschaft

hat diese Politik der Rettungs-

schirme scharf kritisiert und

die zur Begründung angeführte

„Alternativlosigkeit“ zurückge-

wiesen.

Diese „Berliner Erklärung“
entstand im Kontext der

WELT-Währungskonferenz,
die die Stiftung Familien-

unternehmen gemeinsam mit der
WELT-Gruppe am 27. Juni 2011

in Berlin ausrichtete.
www.familienunternehmen.de

Schoenebeck ist Historiker und Publizist. Er lebt in Berlink
bt über Stadtentwicklung, Kultur und Geschichte der Stadt.
r einer Agentur für Kulturarrangements veranstaltet
siert er Berlin-Programme. Wie Berlin sich

e Architektur verändert, interessiert ihn besonders.

e verbirgt

tischen

em

essels

schönste

de wurde

R-Zeiten

er Wie-

ppingwelt für Berlin
nst Europas größtes und schönstes Kaufhaus stand:
n soll bis Herbst 2013 ein imposanter Neubau
ßte Baulücke am Leipziger Platz geschlossen sein.

dervereinigung lag das 22 000 Quadratmeter
große Gelände – das entspricht der Fläche von
etwa drei Fußballfeldern – mehr als 20 Jahre
lang brach, mitten im Herzen der Stadt.

Verschiedene Investoren hatten sich vergeblich
an der Entwicklung des größten Teilstücks desTT
achteckigen Leipziger Platzes versucht. Doch

Neubaus, überdacht. Im Hintergrund das historische heutige Bundesrats-
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ch, euer Ehren!
eschließt immer neue Rettungsschirme, die das europäische

vorgesehen hatte. Er ermächtigt die Regierung, immer höhere

für eine waghalsige Operation zu garantieren – im Namen

rheben sich Stimmen aus dem Volk, die sagen: Das muss

tschen Familienunternehmen und die WELT-Gruppe haben

ste WELT-Währungskonferenz veranstaltet, um diesen Stimmen

ffen – DER HAUPTSTADTBRIEF dokumentiert die wichtigsten.

men, vertreten durch ihren Vorstand

nerkes (oben) und die WELT-Gruppe,

erausgeber Thomas Schmid (rechts),

nd Wirtschaft im Axel-Springer-Haus

rungskonferenz in Berlin zusammen.

är im Bundesministerium der

 der Bundesregierung dar:

n – welche Krise meinen wir

Beobachter meinen, ist das

Die Staatsschuldenkrise hat

n.“

Prof. Dr. Jürgen Stark, Mitglied des Direktoriums der

Europäischen Zentralbank, wirbt um Nachsicht für die

EZB: „Die Gründe, die zu dieser Krise geführt haben, sind

so nicht erkannt worden. Die Schwere der Krise, die wir

durchlebt haben, und die ja noch weiter anhält, haben wir

so nicht vorausgesehen.“

WELT-Währungskonferenz, 27. Juni 2011, Berlin
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Prof. Manfred Güllner ist Gründer und Geschäftsführer der forsa
r

Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen mbH in Berlin.Erst hatte Güllner verschiedene Funktionen an der Uni Köln. 1978 wechselteer zum Statistischen Amt der Stadt Köln, das er als Direktor führte.1984 gründete er forsa. Der Akademische Senat der FU Berlin ernannte ihn2003 zum Honorarprofessor für Publizistik und Kommunikationswissenschaft.

Die Parteien in der Wähler-ZentrifugeNur 23,6 Prozent aller Deutschen wählten zuletzt die Union.Und nur 15,7 Prozent aller Deutschen stimmten für die SPDDer Blick auf alle Wahlberechtigten zeigt die „Beliebtheit“ der Parteien.Von forsa-Chef Prof. Manfred Güllner
Bei der letzten Bundestagswahl im September2009 haben 23,6 Prozent aller Wahlberechtigtendie Union, 16,1 Prozent die SPD, 30,2 Prozent eineder kleineren Parteien und 30,1 Prozent gar nichtbzw. ungültig gewählt. Damit war die Zahl derNichtwähler größer als bei jeder Bundestagswahlzuvor. Selbst bei der ersten Bundestagswahl1949, als das politische System im Nachkriegs-deutschland noch gar

nicht richtig etabliert war,
gingen mehr Wahlberech-
tigte zur Wahl als 2009.

Die Union, die Mitte der
1970er und Anfang der
1980er Jahre  von mehr
als 43 Prozent aller Wahl-
berechtigten gewählt
wurde, fiel 2009 auf ihren Anteil von 1949 ( 6

tigten) ihr zweitbestes Ergebnis seit 1949 erzielte(mehr Wahlberechtigte wählten mit 10,8 Prozentnur 1961 die Liberalen) und somit die Bildungder schwarz-gelben Koalition ermöglichte.

Doch zur Mitte der jetzigen Legislaturperiodeist die bürgerliche Mehrheit von 2009 dahinge-schmolzen. Die Union würde derzeit nur von 32
Prozent der Wahlwilligen,
die FDP nur von 5 Prozent
gewählt. Das entspricht
bei einer derzeit zu erwar-
tenden Wahlbeteiligung
von weniger als 70 Pro-
zent einem Anteil von
22 Prozent aller Wahlbe-
rechtigten für die Union
und nur von 3 Prozent

AA
R

G
U

M
/F

A
L

K
FF

 H
K

E
L

L
E

R

Immer größer wird
angesichts der Art und Weise,

wie viele politische Akteure
heute Politik betreiben,

der Unmut über Politiker
und Parteien.

DER HAUPTSTADTBRIEF

ist der Informations- und

Hintergrund-Dienst aus Berlin.
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Auch Frau Merkel brach den Euro-Vertrag S. 4

Was namhafte Professoren und Politiker

zum Thema Euro und zu dessen Zukunft sagen S. 8

Zerfli
in un
Der Euro ist

mit Euro-Währung sich maßlos verschuldet haben; nicht allein Griechenland.enland.

Zwar verbieten die Euro-Verträge solche Überschuldung ausdrücklich. Aber fast alle Euro-

Staaten sahen dem Schuldenmachen einfach nur zu und unternahmen lange nichts. Bis es

nicht mehr so weitergehen konnte. Jetzt stehen wir mitten in einer schweren Krise. Ob der

Euro sie überstehen kann, ist fraglich. Die Folgen eines Zusammenbruchs wären verheerend.

Aber auch eine Euro-Rettung, falls noch möglich, wird schmerzhaft und sehr teuer sein.

IV DER HAUPTSTADTBRIEF l  Sonderausgabe zum Thema Euro-Krise

I
n der Griechenlandkrise

zeigt sich, wie weit sich die

Politik von ihren eigentlichen

Aufgaben entfernt hat und

wie sie sich an Aufgaben ver-

hebt, die ihr nicht zustehen. Das

staatliche Geldwesen, die unzu-

reichende Trennung zwischen

Regierung und Banken und die

„Anmaßung von Wissen“ durch

Politiker haben in diese Krise

geführt. Zusätzlich bläst die Poli-

tik mit Scheingeld Blasen auf, die

sie dann selbst beklagt.

Würde der Euro so abgewertet

werden, dass er den griechi-

schen Verhältnissen gerecht

wird, wären die Sparvermögen

kleiner Anleger aus nachhaltig

aufgestellten Euro-Ländern auf

einen Schlag vernichtet. Wenn

aber der Euro weiter stabil gehal-

ten wird, kann die griechische

Wirtschaft nicht schnell genug

auf die Beine kommen, um die

Schulden zu bedienen. So wie

Griechenland eine Zeit lang vom

Euro profi tierte, als die Finanz-

märkte dem Land noch vertrau-

ten, so ist der Euro heute der

Fluch, der auf Griechenland las-

tet. Es ist also im besten Sinne

des Landes, wenn es zeitweilig

aus der Euro-Zone freigestellt

wird und mit einer Rückkehr zur

Drachme einen Schritt

aus der krisenhaften

Entwicklung der Euro-

Zone macht.

Eine solche Befreiung hätte

umfangreiche positive Effekte.

Griechenland könnte sich von

den teils lähmenden Vorgaben

der Geberländer befreien, die

die Stimmung im Land ver-

giften. Außerdem wird eine

Volkswirtschaft wesentlich kri-

senfester, wenn sie nicht auf

Gedeih und Verderb an einer

möglicherweise unpassenden

Währung hängt. Die negativen

Auswirkungen eines Austritts

Griechenlands können die Kos-

ten eines Verbleibs für die Mit-

gliedstaaten schwerlich über-

treffen. Es stehen Erschütterun-

gen des Vertrauens in einzelne

Euro-Staaten gegen den immer

wahrscheinlicheren Kollaps der

gesamten Euro-Zone, wenn den

Rettungsschirmen irgendwann

die Mittel ausgehen.

Die Absicherung der Staats-

schulden Griechenlands ist

letztendlich eine Perversion

der Marktwirtschaft. Wäre im

Mai 2010 kein Rettungsschirm

verabschiedet worden, hätte

Griechenland sicher harte

Zeiten erlebt. Das Land hätte

keine neuen Kredite aufnehmen

können, um die laufenden zu

bedienen und hätte Zahlungs-

unfähigkeit erklären müssen.

Investoren, die nicht

rechtzeitig die Krise erkannt hat-

ten, wären – wie es sich in einer

Marktwirtschaft gehört – auf

Verlusten sitzen geblieben. In

diesem Fall wäre Griechenland

lange für Anleihenkäufer unat-

traktiv. Aber nach einer Sanie-

rungs- und Erholungsphase

hätte das Land die Chance sich

ganz neu aufzustellen.

Dies ist das Szenario des

Endes mit Schrecken. Die

Banken und Regierun-

gen der Euro-Staaten werben

für den Schrecken ohne Ende.

Um einen Schuldenschnitt

wird Griechenland auf die eine

oder andere Weise nicht her-

umkommen. Die Auswirkun-

gen wären 2010 schon gravie-

rend gewesen und werden nun

noch schwerer sein. Aber noch

länger zu warten, würde die

unvermeidliche Teilinsolvenz

zu einem absoluten Chaos wer-

den lassen.

ist seit 2005 Mitglied des

Deutschen Bundestages. Im Mai 2010 trat er

wegen der Griechenland-Hilfen

als FDP-Obmann im Finanzausschuss

des Bundestages zurück. Der Politiker

ist Diplom-Betriebswirt.
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